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82/02 Gesundheitsrecht allgemein 

Text 

Kontrolle 

§ 9. (1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Gesundheit hat die Einhaltung der §§ 4 
bis 6, 8 bis 8d, 10 bis 10f und 10h bis 10i durch besonders geschulte Organe mit einschlägigen 
Kenntnissen der Warenkunde und der einschlägigen Rechtsvorschriften zu überwachen. Die 
Bundesministerin oder der Bundesminister für Gesundheit kann sich dabei der Mitwirkung der 
Österreichischen Agentur für Gesundheit- und Ernährungssicherheit GmbH bedienen und insbesondere 
Kontrollorgane aus dem Kreis der Beschäftigten der Agentur bestellen. 

(2) Jede Herstellerin bzw. jeder Hersteller bzw. jene natürliche oder juristische Person, welche das 
betreffende Produkt in Österreich in Verkehr bringt, hat der Österreichischen Agentur für Gesundheit und 
Ernährungssicherheit GmbH einmal pro Jahr auf Verlangen Exemplare jedes Produktes zum Zwecke der 
behördlichen Überprüfung zu übersenden. 

(3) Die Kontrollorgane sind darüber hinaus befugt, Betriebe von Herstellerinnen bzw. Herstellern 
oder Importeurinnen bzw. Importeuren von Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen und 
sonstige Betriebe, durch die Tabakerzeugnisse und verwandte Erzeugnisse in Verkehr gebracht werden, 
zu besichtigen, Produktions- und Vertriebszwecken dienende Aufzeichnungen einzusehen sowie Proben 
von Tabakerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen in einem zur Überprüfung erforderlichen Ausmaß 
zu ziehen. 

(4) Diese Amtshandlungen sind außer bei Gefahr im Verzug während der Betriebszeiten 
durchzuführen. Die Kontrollorgane haben darauf Bedacht zu nehmen, dass jede nicht unbedingt 
erforderliche Störung oder Behinderung des Betriebes vermieden wird. 

(5) Die Betriebsinhaberinnen bzw. Betriebsinhaber haben den Kontrollorganen Zutritt zum Betrieb 
zu gewähren und ihre Überprüfungstätigkeit zu gestatten. 
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(6) Eine gemäß Abs. 3 entnommene Probe ist, soweit dies der Natur nach möglich ist und dadurch 
nicht ihre einwandfreie Beurteilung gefährdet wird, in zwei gleiche Teile zu teilen, welche amtlich zu 
verschließen sind. Ein Teil der Probe ist, soweit dies zur Durchführung eines ordnungsgemäßen 
Ermittlungsverfahrens erforderlich ist, der amtlichen Prüfung zuzuführen, der zweite Teil verbleibt zu 
Beweiszwecken bei der Betriebsinhaberin bzw. dem Betriebsinhaber. Der Betriebsinhaberin bzw. dem 
Betriebsinhaber ist eine Bestätigung über die Probenziehung auszufolgen. Diese Bestätigung ist 
gebührenfrei. 

(7) Bei Nichtübereinstimmung der Probe mit den Angaben der Herstellerin bzw. des Herstellers oder 
der Inverkehrbringerin bzw. des Inverkehrbringers trägt die Herstellerin bzw. der Hersteller oder die 
Importeurin bzw. der Importeur die Kosten. 

(8) Für die entnommene amtliche Probe ist auf Verlangen der bzw. des Verfügungsberechtigten eine 
Entschädigung vom Bund zu leisten, sofern der Wert der Probe 150 € – bezogen auf den Einstandswert 
der Ware – übersteigt. Die Entschädigung entfällt, wenn es auf Grund dieser Probe zu einer Bestrafung 
oder Verurteilung gekommen oder auf den Verfall der betreffenden Ware erkannt worden ist. Eine 
Entschädigung für Gegenproben ist ausgeschlossen. 

(8a) Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des Büros für Tabakkoordination nach § 6e des Gesundheits- 
und Ernährungssicherheitsgesetzes, BGBl. I Nr. 63/2002, sind befugt, unter falscher Identität 
Produktproben insbesondere im Wege des Fernabsatzes zu erwerben, zu analysieren und ihre 
Nichtkonformität festzustellen. 

(8b) Wird bei einer Kontrolle festgestellt oder erhält die Bundesministerin oder der Bundesminister 
für Gesundheit sonst davon Kenntnis, dass ein Erzeugnis nach diesem Bundesgesetz eine ernste Gefahr 
für die menschliche Gesundheit darstellen könnte, hat sie oder er geeignete vorläufige Maßnahmen zu 
ergreifen. Geeignete vorläufige Maßnahmen sind befristete Inverkehrbringungsverbote sowie die 
Beschlagnahme. Sofern mit gelinderen Maßnahmen der Schutz der menschlichen Gesundheit nicht 
sichergestellt werden kann, kann der Verfall der Waren ausgesprochen werden. 

(9) Die Bundesministerin bzw. der Bundesminister für Gesundheit hat im Einvernehmen mit der 
Bundesministerin bzw. dem Bundesminister für Finanzen durch Verordnung eine kostendeckende 
Jahresgebühr auf Basis der Verkaufszahlen von verwandten Erzeugnissen und Tabakerzeugnissen des 
vorangegangen Wirtschaftsjahres unter Berücksichtigung des tatsächlichen finanziellen Aufwands für 
Kontrolltätigkeiten aus dem Vorjahr und des voraussichtlichen finanziellen Aufwands für 
Kontrolltätigkeiten angemessen und marktkonform festzulegen. Vor Erlassung einer Verordnung ist der 
Wirtschaftskammer Österreich Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Diese Gebühr deckt die nach 
Maßgabe dieses Bundesgesetzes und der auf dessen Grundlage erlassenen Verordnungen zu erfüllenden 
Aufgaben, insbesondere hinsichtlich Meldetätigkeiten, Kontrolltätigkeiten, Datenanalyse und -bewertung, 
Laboruntersuchungen, Risikobewertung und Bewertung von Studien. 

(10) Die Jahresgebühr wird auf der Homepage der Österreichischen Agentur für Gesundheit und 
Ernährungssicherheit GmbH veröffentlicht. Die Evaluierung als Grundlage für die Anpassung findet 
erstmals mit 31. August 2018 statt und ist jährlich wiederkehrend unter Berücksichtigung des 
tatsächlichen finanziellen Aufwands für Kontrolltätigkeiten aus dem Vorjahr durchzuführen. Die 
erstmalige Errechnung der Jahresgebühr ist von den Herstellerinnen bzw. Herstellern oder 
Importeurinnen bzw. Importeuren aufgrund nachgewiesener Verkaufszahlen des Vorjahres zu ermitteln 
und an die Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH zu übermitteln. 
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